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LIBERALE DEMOKRATEN LD – im Bezirk Köln

Sozialpolitik
Renten
(1)  jedes Einkommen oberhalb des Existenzminimums ist sozialversicherungspflichtig

(2)  jeder Mitbürger hat ein persönliches Rentenkonto: Renten können steigen und sinken, deshalb Punkte nach Einkommen. Differenzen zwischen Grundrente und Rentenanspruch werden aus dem Bundesetat gedeckt. Keine Sozialhilfe mehr.
(3)  Beiträge von Ehepartnern werden zu gleichen Teilen zu persönlichen Konten gut geschrieben.

(4)  das Konto wird in Punkten gezählt: Bemessungsgrenze: 100 Punkte

(5)  Anrechnungszeiten (Kinder) erfolgen direkt in Punkten

(6)  durch das persönliche Konto gibt es keine Verteilungsprobleme bei Trennung und kein Vererben von Rentenansprüchen.

(7)  Berechnung der Rente; Rentenbeitragssumme Vorjahr wird nach Punkten verteilt, keine Abhängigkeit vom letzten Einkommen oder der Art des Einkommens

(8)  Besitzstandssicherung ist neu berechnete Rente geringer, wird Differenz aus Bundeshaushalt gezahlt

(9)  der Arbeitgeberanteil wird unabhängig vom Arbeitnehmeranteil berechnet und gezahlt: der Anteil wird auf den Mehrwert oder Umsatz bezogen: hiervon kann der Arbeitnehmeranteil abgezogen werden!

Sozialpolitik / Gesundheitsreform / Versorgung alter Menschen

· Die Liberalen Demokraten nehmen mit großer Besorgnis die ihnen von Teilen der Ärzteschaft vorgetragene Verschlechterung in der medizinischen Versorgung alter Menschen zur Kenntnis.

· Sie stellen fest, dass nunmehr das Prinzip der Eigenverantwortung auf alte Menschen in dem Sinne angewendet wird, als dass man ihnen weiterversorgende Maßnahmen nach Unfällen oder Krankenhausbehandlungen massiv kürzt oder gar versagt.

· Sie wehren sich gegen die zunehmende Gängelung und Bevormundung der Ärzteschaft durch die Krankenkassen, die dazu führt, dass die angeordneten medizinischen Maßnahmen angezweifelt werden oder deren Durchführung aus Kostengründen gar behindert wird.

· Sie setzen sich mit allen Mitteln dafür ein, dass alten Menschen, die ein Leben lang Krankenkassenbeiträge gezahlt und offensichtlich dank ihrer guten Gesundheit ein hohes Lebensalter erzielt und somit geringe Kosten verursacht haben, wieder eine ihrem Alter entsprechende und notwendige Versorgung gegeben wird. 

· Sie verweisen auf die Widersprüchlichkeit und somit Unglaubwürdigkeit der politischen Argumentation und des politischen Handels, wenn einerseits für  den „humanitären“ Kosovo – Krieg Milliarden zur Verfügung stehen, andererseits aber für „humanitäre“ medizinische Behandlung der eigenen Bevölkerung diese Maxime nicht gilt, geschweige denn ausreichend finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt werden,

· Sie fordern Gesundheitsministerin Fischer (Bündnis 90 / DIE GRÜNEN) auf, den eingeschlagenen Weg zu verlassen und sich auf das Wesentliche zu besinnen, nämlich auf eine den medizinischen Erkenntnissen angemessene, verantwortbare und menschenwürdige Behandlung von Patienten, ohne Ansehen der Person und des Einkommens. Dies gilt nicht nur für alte Menschen, sondern auch für Chronisch Kranke und HIV – Patienten.

Erwerbsminderungsrenten – 
Urteil des Bundessozialgerichtes vom 16. Mai 1006 (Az: B4 RA 22 / 05 R)
- Die Liberalen Demokraten  - die Sozialliberalen – lehnen die Abschläge auf Erwerbsminderungsrenten ab und  begrüßen das Urteil des Bundessozialgerichts in Kassel vom 16. Mai 2006  (Aktenzeichen: B4 RA 22 / 05 R), in dem eine Entscheidung über die Zulässigkeit von Abschlägen bei Renten wegen Erwerbsminderung für Rentner und Rentnerinnen, die bei Rentenbeginn jünger als 60 Jahre sind, getroffen wurde.

- Sie appellieren an die Rentenversicherungen dem Rechnung zu tragen und Beziehern und Bezieherinnen von Erwerbsunfähigkeitsrente sowie deren Hinterbliebenen die zu Unrecht einbehaltenen Abschläge auf die vorzeitig in Anspruch genommene Rente auszuzahlen und die Rente neu festzustellen.

- Sie fordern die Bundesregierung auf, das Gesetz vom Januar 2001 entsprechend dem Urteil des Bundessozialgerichts zu verdeutlichen.

Sozialversicherung

Die Liberalen Demokraten fordern an Stelle der Rentenversicherung eine Bürgerversicherung (personenbezogene Abgabe), in die alle einen einkommens – abhängigen Betrag einzahlen.

Das heißt, dass zum Beispiel auch Selbständige, Beamte und Abgeordnete der Solidargemeinschaft beitreten.

http://www.guenter.proehl.de/LD.htm
guenter.proehl@t-online.de

